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MÄA-Schwerpunkt Hygiene

Im Frühjahr 2010 beauftragten die Delegierten des Ärztlichen Kreis- uns Bezirksverbandes  München (ÄKBV) den Vorstand des ÄKBV, 
ein Konzept zur Verbesserung der hygienischen Bedingungen in Münchner Kliniken und Praxen zu entwickeln und „geeignete Maßnah-
men umzusetzen“. Im Rahmen dieses Auftrags erarbeitete der ÄKBV zusammen mit dem Referat für Gesundheit und Umwelt der Landes-
hauptstadt München (RGU) ein Konzept für eine Artikelserie in den Münchner ärztlichen Anzeigen (MäA), in der das Thema Hygiene 
aus verschiedenen Blickwinkeln beleuchtet wird. In diesen Artikeln, die bis zum Jahresende in etwa jeder zweiten Ausgabe der MäA 
erscheinen, greifen Experten wie Infektiologen, Hygienebeauftragte, Gesundheitspolitiker, Standespolitiker und Juristen unterschiedliche 
Aspekte des Themas auf. 
In der aktuellen Ausgabe befassen sich Ursula Stocker, Bernhard Brenner und Caroline Herr vom Bayerischen Landesamt für Gesundheit 
und Lebensmittelsicherheit mit den Schnittstellen von Arbeitsschutz und Infektionsschutz. Die Autoren geben einen Überblick über die 
rechtlichen Grundlagen des Arbeitsschutzes mit besonderem Fokus auf Hygienemaßnahmen.
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Arbeitsschutz und Infektionsschutz im Gesundheitswesen
eine wesentliche Rolle in der Individu-
alprävention und dient gleichzeitig auch 
dem Infektionsschutz der Patienten.

Mit der BiostoffV und der TRBA 250 ha-
ben die Ämter für Arbeitsschutz der Län-
der und die Träger der gesetzlichen Un-
fallversicherung ein rechtsverbindliches 
Instrumentarium, mit dem sie die Anfor-
derung an den Gesundheitsschutz für die 
Beschäftigten auch im Rahmen der Über-
wachungen ausrichten.

Gefährdungsbeurteilung

Nach § 5 ArbSchG hat der Arbeitgeber im 
Vorfeld die mit einer Tätigkeit verbunde-
ne Gefährdung zu ermitteln. Er hat nach 
§ 5 der Biostoffverordnung ausreichend 
Informationen über mögliche gesundheit-
liche Gefährdungen der Beschäftigten zu 
beschaffen. Dabei sind alle Tätigkeiten im 
Anwendungsbereich der TRBA 250 „nicht 
gezielte Tätigkeiten“ nach der Biostoffver-
ordnung.

Auf Grundlage der Gefährdungsbeurtei-
lung nach § 6 der Biostoffverordnung 
sind die Tätigkeiten in Abhängigkeit der 
von ihnen ausgehenden Gefährdungen ei-
ner Schutzstufe zuzuordnen und die erfor-
derlichen Schutzmaßnahmen festzulegen. 
Dabei müssen neben den allgemein vor-
handenen Infektionsgefährdungen auch 
die in bestimmten Bereichen vorhandenen 
spezifischen Gefährdungen berücksich-
tigt werden. Die Gefährdungsbeurteilung 
muss fachkundig durchgeführt werden, 
d. h. der Arbeitgeber muss sich ggf. durch 
einen Betriebsarzt und durch eine Fach-

Rechtsgrundlagen für den Arbeitsschutz 
sind u.a.
–	 das Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG),
–	 die Biostoffverordnung (BioStoffV) 
–	 die Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) 

Konkretisiert werden die Arbeitsschutz-
vorschriften für das Gesundheitswesen im 
Wesentlichen durch
–	 die Technische Regel für Biologische 

Arbeitsstoffe 250 („Biologische Arbeits-
stoffe im Gesundheitswesen und der 
Wohlfahrtspflege – TRBA/BGR 250„) 
und

–	 die Technische Regel für Gefahrstoffe 
525 (Umgang mit Gefahrstoffen in Ein-
richtungen zur humanmedizinischen 
Versorgung – TRGS 525)

–	 die Verordnung über Sicherheit und 
Gesundheitsschutz bei der Benutzung 
persönlicher Schutzausrüstungen (PSA-
BV),

–	 die Verordnung zur arbeitsmedizinischen 
Vorsorge (ArbmedVV) sowie durch

–	 branchenspezifische Regeln der gesetz-
lichen Unfallversicherungsträger.

Die TRBA 250 konkretisiert die Maßnah-
men zum Schutz der Beschäftigten bei 
Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstof-
fen, wobei viele Arbeitsschutzmaßnahmen 
auch dem Patientenschutz dienen. Die 
ArbmedVV regelt die arbeitsmedizinische 
Vorsorgeuntersuchung, die in vielen Be-
reichen des Gesundheitswesens Tätigkeits-
voraussetzung ist. Für die einschlägigen 
impfpräventablen Infektionskrankheiten 
– beispielsweise Hepatitis B – spielt die ar-
beitsmedizinische Vorsorgeuntersuchung 

kraft für Arbeitssicherheit beraten lassen. 
Das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung 
muss in schriftlicher Form festgehalten 
werden (§§ 5 und 6 Arbeitsschutzgesetz). 
Es müssen schriftliche Betriebsanweisun-
gen erstellt und die Beschäftigten regel-
mäßig über mögliche Gefährdungen und 
zu ergreifende Schutzmaßnahmen – bei-
spielsweise beim Umgang mit infektiösem 
Material – unterrichtet werden. 

Schutzmaßnahmen / Hygienemaßnahmen

Auf der Grundlage der im Rahmen der 
Gefährdungsbeurteilung ermittelten Ge-
fährdungen hat der Arbeitgeber die er-
forderlichen technischen, baulichen, 
organisatorischen und hygienischen 
Schutzmaßnahmen zu veranlassen. Für 
Arbeitsbereiche mit Infektionsgefährdung 
hat der Arbeitgeber Maßnahmen zur Des-
infektion, Reinigung und Sterilisation 
sowie zur Ver- und Entsorgung in einem 
Hygieneplan festzulegen und zu überwa-
chen (Anhang 4 TRBA 250, MedHygV und  
§ 36 Infektionsschutzgesetz). Beispielswei-
se dürfen bei Tätigkeiten, die eine hygie-
nische Händedesinfektion erfordern, keine 
Schmuckstücke, Uhren und Eheringe an 
Händen und Unterarmen getragen werden 
(siehe auch Mitteilung der KRINKO“, Bun-
desgesundheitsblatt 43, 2000, S. 230–233). 
In der Regel ist auch der Einsatz von per-
sönlichen Schutzausrüstungen (PSA) er-
forderlich. Hinweise z. B. zur Verwendung 
von Schutzhandschuhen, dem Einsatz von 
Atemschutz sowie Begriffsbestimmungen 
für Schutzkleidung und Arbeitskleidung 
enthält die TRBA 250.Die TRBA 250 be-
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inhaltet auch spezielle Informationen und 
Vorschriften zur Reinigung, Desinfektion, 
Sterilisation, zum Umgang mit benutzter 
Wäsche, zur Entsorgung von Abfällen, zu 
zentralen Abfallsammelstellen, zu Desin-
fektions- und Reinigungseinrichtungen, 
zum Einsammeln und Befördern innerhalb 
der Einrichtung, zu Instandhaltungsarbei-
ten, zur Endoskopie und zu Schutzmaß-
nahmen gegenüber Methicillin-resistenten 
Staphylokokken (MRSA) (siehe auch Mit-
teilung der KRINKO, Bundesgesundheits-
blatt 42, 1999, S. 954-958 und 44, 2001, 
S. 1115–1126).

Die zu ergreifenden Schutzmaßnahmen 
sowie verbleibende Gefahren sind auf ihre 
Zumutbarkeit bei der Arbeit einzuordnen 
und durch Unterweisungen für die Be-
schäftigten handhabbar zu machen.

Resümee

Angesichts der realen und damit kon-
kreten Gefahr von nosokomialen Infek-
tionen und Übertragungen von Krank-
heitserregern mit speziellen Resistenzen 
und Multiresistenzen in Krankenhäusern 
und anderen stationären und ambulanten 

Einrichtungen stellt die Beachtung der Ar-
beitsschutz- und Hygienevorschriften ein 
geeignetes, erforderliches und angemesse-
nes Mittel zum Schutz des Personals sowie 
zum Schutz der zu betreuenden Patienten 
bzw. Personen dar.

Ursula Stocker, Bernhard Brenner,  
Caroline Herr
Bayerisches Landesamt für Gesundheit  
und Lebensmittelsicherheit
AP 2.1 Arbeits- und Umweltmedizin
Pfarrstraße 3, München
Kontakt: bernhard.brenner@lgl.bayern.de

Radionuklid-Therapie gegen kleine 
Tumoren und Metastasen
Im Kampf gegen Krebs könnte der Medi-
zin schon bald ein neuer Verbündeter zur 
Seite stehen: Terbium-161. Seine wich-
tigste Waffe: Konversions- und Auger-
Elektronen. Aufbauend auf dem Radionu-
klid Terbium-161 haben Wissenschaftler 
der Technischen Universität München 
(TUM) eine neue Therapie entwickelt, mit 
der vielleicht schon bald kleinere Tumo-
ren und Metastasen gezielter behandeln 
werden können. Das Nuklid wurde an der 
Forschungs-Neutronenquelle der TUM 
hergestellt und seine Wirksamkeit in Ko-
operation mit dem Paul Scherrer Institut 
(Villigen, Schweiz) erfolgreich an Krebs-
zellen getestet.
Nicht immer ist die Diagnose Krebs ein 
Todesurteil. Inzwischen gibt es eine ganze 
Reihe von Möglichkeiten Krebs zu behan-
deln. Neben Bestrahlung und Chemothe-
rapie ist auch die Radionuklid-Therapie 
ein wichtiger Baustein im Kampf gegen 
die mutierten Zellen geworden. Dabei 
werden radioaktive Elemente, sogenannte 
Nuklide, in den Blutkreislauf der Patienten 
injiziert. Gebunden an spezielle Moleküle, 
die sich bevorzugt an Krebszellen anla-
gern, werden sie vom Herzen durch den 
Körper gepumpt, bis sie sich schließlich 
an die Zellwand einer Krebszelle anheften. 
Dort zerfallen sie und geben dabei Strah-
lung an ihre Umgebung ab. Diese atta-
ckiert die Krebszellen aus nächster Nähe 
und zerstört sie im besten Fall.
Ein bereits in der Klinik eingesetztes Nuk-
lid ist das Lutetium-177. Bei seinem Zerfall 
entstehen schnelle Elektronen, sogenannte 
Beta-Teilchen. Ihre Reichweite beträgt in 

menschlichem Gewebe bis zu 100 Mikro-
meter, das Fünffache des Durchmessers 
einer Tumorzelle. Sie können daher auch 
gesundes Gewebe schädigen. Dr. Silvia Le-
henberger, Radiochemikerin an der TUM, 
gelang es nun, das Nuklid Terbium-161 in 
therapeutisch relevanten Mengen und mit 
hoher Reinheit herzustellen. Dieses emit-
tiert nicht nur die Beta-Teilchen sondern 
auch zusätzlich Konversions- und Auger-
Elektronen, deren Reichweite nur zwi-
schen 0,5 und 30 Mikrometern beträgt. Sie 
liegen damit genau im Bereich der Größe 
einer Tumorzelle und sind daher zur Be-
kämpfung kleinerer Tumoren und von Me-
tastasen bestens geeignet. „Hinzu kommt, 
dass das Nuklid einen höheren Energie-
gehalt besitzt als vergleichbare Teilchen“, 
erklärt Silvia Lehenberger. „Dem Patienten 
muss deshalb weniger davon verabreicht 
werden, was wiederum eine Reduzierung 
der Strahlenbelastung bedeutet.“ 
Wie Lutetium oder das von Hochleis-
tungsmagneten her bekannte Neodym ist 
Terbium ein Metall der sogenannten Sel-
tenen Erden. Die Elemente der Seltenen 
Erden sind sich chemisch extrem ähn-
lich. Außerdem sind im Rohprodukt noch 
Verunreinigungen enthalten, die für eine 
klinische Anwendung unerwünscht sind. 
Eine wesentliche Aufgabe war es daher, 
geeignete Trennverfahren zu entwickeln, 
um das Terbium-161 möglichst rein isolie-
ren zu können. Wesentlichen Anteil an der 
Entwicklung dieses Trennverfahrens hat-
te Mitautor und TUM-Kollege Christoph 
Barkhausen. Die Ähnlichkeit der Elemente 
der Seltenen Erden hat aber auch einen 

Vorteil: Die für Lutetium-177 ausgearbei-
tete medizinische Applikation kann auch 
für Terbium-161 genutzt werden.
In Kooperation mit Forschern am Paul 
Scherrer Institut in Villigen (Schweiz) 
konnte Silvia Lehenberger bereits die 
Wirksamkeit des Nuklids an Krebszellen 
im Labor nachweisen. Doch dies ist nur 
der erste Schritt auf dem Weg zum fertigen 
Medikament. Bevor es in Kliniken Men-
schen verabreicht werden darf, muss noch 
eine Vielzahl an Tests absolviert werden. 
Die Forscher stellten das Nuklid Terbi-
um-161 durch Neutronenbestrahlung an 
der Garchinger Forschungs-Neutronen-
quelle FRM II aus Gadolinium-160 her. Für 
therapeutische Zwecke ist Terbium-161 
aufgrund seiner Halbwertszeit von nur 6,9 
Tagen sehr gut geeignet. Einerseits ist es 
nach der Produktion ohne größeren Akti-
vitätsverlust in die anwendende Klink zu 
transportieren, anderseits ist die Strahlung 
bereits nach 50 Tagen auf ein Prozent des 
ursprünglichen Wertes abgeklungen. 
Die Arbeit entstand im Rahmen einer 
Kooperation zwischen der Radiochemie 
München (RCM) der TUM sowie dem 
Zentrum für Radiopharmazie und dem 
Labor für Radio- und Umweltchemie am 
Paul Scherrer Institut (Villigen, Schweiz). 
Terbium-161 wurde hauptsächlich an der 
Neutronenquelle der TU München in Gar-
ching sowie am Institut Laue-Langevin in 
Grenoble und in der Neutronenquelle des 
Helmholtz-Zentrums Berlin hergestellt. 
Lutetium-177 für Vergleichsversuche 
stellte die Isotope Technologies Garching 
GmbH (ITG) zur Verfügung, die dieses Nu-
klid seit mehreren Jahren an Kliniken zu 
Therapiezwecken liefert.
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